
Auszug aus der Stellungnahme des Bundesrates, zitiert aus dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung, Bundestagsdrucksache 17/5200, Anlage 2:

Der Bundesrat hat in seiner 832. Sitzung am 30. März 2007 beschlossen, den Entwurf eines 
Gesetzes zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements zu ergänzen. Nach 
Absicht des Bundesrates soll nach § 3 Nr. 26 EStG folgende Nummer 26a eingefügt werden:

"Aufwandsentschädigungen, die nach § 1908i Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit
§ 1835a des Bürgerlichen Gesetzbuchs an ehrenamtliche rechtliche Betreuer
gezahlt werden, soweit sie zusammen mit den steuerfreien Einnahmen im
Sinne der Nummer 26 den Freibetrag nach Nummer 26 Satz 1 nicht
überschreiten. Nummer 26 Satz 2 gilt entsprechend.

Begründung:
Das ehrenamtliche Betreuungswesen nimmt in der Gesellschaft in Anbetracht der
demografischen Entwicklung eine wachsende überobligatorische Funktion ein.
Betreuerinnen und Betreuer übernehmen dieses Ehrenamt häufig auch ohne mit der zu
betreuenden Person in einem familiären Verhältnis zu stehen und nicht selten auch
gleichzeitig in mehreren Fällen. An diesem ehrenamtlichen Einsatz besteht im Blick auf
das dabei regelmäßig zu
beobachtende persönliche Engagement der Betreuerinnen und Betreuer, jedoch auch unter
fiskalischen Gesichtspunkten ein besonderes öffentliches Interesse.
Die Betreuungstätigkeit ist nach dem seinerzeitigen gesetzgeberischen Willen nicht vom
Übungsleiterfreibetrag umfasst, so dass die rechtlichen Betreuerinnen und Betreuer von
der Anhebung des Freibetrages nicht profitieren. Im Rahmen der steuerlichen
Begünstigung kommt es gemessen an der Bedeutung des ehrenamtlichen Engagements,
welches durch dieses Gesetz gestärkt werden soll, zu einem Gerechtigkeitsgefälle, wenn
z. B. der Übungsleiter in einem Sportverein (künftig) bis zu 2 100 Euro steuerfrei
einnehmen kann, der ehrenamtliche rechtliche Betreuer dagegen die Aufwandspauschale
versteuern muss.
Die vorgeschlagene Änderung verhindert, dass das Gerechtigkeitsgefälle mit der
vorgesehenen Anhebung der Übungsleiterpauschale insoweit weiter ausgebaut wird. Das
wäre auch im Interesse der Länderhaushalte. Denn ansonsten wäre zu befürchten, dass die
Bereitschaft zur Übernahme ehrenamtlicher Betreuungen zurückgeht. Das würde
wiederum einen verstärkten Einsatz von Berufsbetreuern erfordern und die ohnehin stetig
steigenden Ausgaben der Länder in Betreuungsangelegenheiten weiter erhöhen.
Von der Begünstigung betroffen sind alle rechtlichen Betreuer, unabhängig davon, ob die
Aufwandsentschädigung aus dem Vermögen der betreuten Person gezahlt wird oder ob
die Staatskasse dafür aufkommt.
Eine unmittelbare Aufnahme des ehrenamtlichen rechtlichen Betreuers in § 3 Nr. 26
EStG scheitert daran, dass die Betreuungsleistung nicht im Dienst oder Auftrag des
Vormundschaftsgerichts, sondern unmittelbar gegenüber der betreuten Person erbracht
wird. Andererseits ergibt sich eine gewisse Nähe zu § 3 Nr. 26 EStG durch die
Einwilligung und Genehmigung, die der Betreuer beim Vormundschaftsgericht einholen
muss, und dadurch, dass er dessen Kontrolle unterliegt. Das rechtfertigt es, die
Steuerbefreiung eng an § 3 Nr. 26 EStG zu koppeln."


